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Teil A, Begründung 

1 PLANUNGSANLASS UND PLANUNGSERFORDERNIS  

Die neue Eigentümerin des Grundstücks Fl.Nr. 1253/1, Gemarkung Allershausen ist 
an die Gemeinde mit dem Wunsch herangetreten, im Anschluss an das bestehende 
"Gewerbegebiet A 9" weitere gewerbliche Bauflächen zu entwickeln, um das Angebot 
an Flächen an Produktions- und Logistikflächen im Münchener Umland zu erweitern 
und regionale Nachfrage befriedigen zu können.  

Es wird die Umsetzung zweier Hallenkomplexe angestrebt, die nördlich und südlich 
einer zentralen Andienungszone situiert werden sollen. Der östliche Teil kann der Er-
weiterung des vorhandenen benachbarten Gewerbebetriebs dienen. Der westliche 
Teil des nördlichen Komplexes kann der Ansiedlung weiterer Gewerbebetriebe die-
nen. 

Ca. 12.300 m² unterliegen mit den Bauverbotszonen der Autobahn BAB 9 und der 
Kreisstraße FS 6 den Beschränkungen gemäß Bundesfernstraßengesetz. 

Die Erschließung erfolgt von Westen von der Kreisstraße FS 6. Die Mitarbeiterstell-
plätze sollen auf dem Grundstück, westlich der Hallen zwischen den Gebäuden und 
der Kreisstraße entstehen.  

Die Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Flächen ist angesichts der Größe des Vor-
habens nicht vermeidbar. Durch die möglichst kompakte Konzeption des Vorhabens 
wird der Flächenverbrauch auf ein Mindestmaß reduziert. 

 

 

Übersichtslageplan (Quelle: geoportal.bayern.de / BPB) 

In der Gemeinde besteht eine hohe Nachfrage nach Gewerbeflächen (vgl. hierzu 
A. 5.). Auch aus gemeindlicher Sicht besteht daher mit Blick auf die Belange der Wirt-
schaft und der Sicherung von Arbeitsplätzen das städtebauliche Ziel einen Gewerbe-
standort auszuweisen. Der Standort, liegt östlich der BAB 9, direkt im Anschluss an 
das bestehende Gewerbegebiet ĂGewerbepark an der A9ñ und bietet sich daher für 
die Deckung des Bedarfs an. Zur Realisierung des Vorhabens ist die Aufstellung ei-
nes qualifizierten Bebauungsplanes sowie die Anpassung des Flächennutzungspla-
nes im Parallelverfahren gemäß § 8 Abs. 3 BauGB erforderlich. 

Die angestrebte Planung ist in der nachfolgenden Abbildung zur besseren Orientie-
rung dargestellt:  
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städtebauliches und landschaftsplanerisches Konzept Quelle: DIBAG München / Dr. Schober GmbH 

2 PLANUNGSRECHTLICHE VORAUSSETZUNGEN UND VORGABEN 

2.1 LANDES- UND REGIONALPLANUNG 

Die kommunale Bauleitplanung ist gemäß § 1 Abs. 4 BauGB den Zielen der Raum-
ordnung anzupassen. 

Vorliegend werden die folgenden Maßgaben der Raumordnung aus dem Landesent-
wicklungsprogramm Bayern 2013 (LEP) berücksichtigt: 

Die Ausweisung von Bauflächen soll an einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung un-
ter besonderer Berücksichtigung des demographischen Wandels und seiner Folgen 
ausgerichtet werden. Flächensparende Siedlungs- und Erschließungsformen sollen 
unter Berücksichtigung der ortsspezifischen Gegebenheiten angewendet werden 
(LEP 3.1 (G)).  

Im Sinne einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung lässt sich nach LEP 3.1 (G), LEP 
3.2 (Z) und § 1 Abs. 3 BauGB (Planungserfordernis) der Flächenbedarf unter Berück-
sichtigung der demographischen Entwicklung konkret und nachvollziehbar wie folgt 
darlegen: 

 

Bevölkerungsentwicklung in Allershausen, Quelle Statistik kommunal 2020 

Die Gemeinde Allershausen konnte insbesondere in den vergangenen 40 Jahren eine 
sehr dynamische Bevölkerungsentwicklung verzeichnen. 

Ebenso positiv verlief die Bevölkerungsentwicklung im übrigen Landkreis Freising. 
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Bevölkerungsentwicklung Landkreis Freising, Quelle Statistik kommunal 2018 

Einhergehend mit der Bevölkerung hat sich die Zahl der sozialversicherungspflichtig 
beschäftigte Arbeitnehmer nachhaltig positiv entwickelt. Um diese Entwicklung fort-
zuführen sind in ausreichendem Maß gewerbliche Bauflächen bereitzustellen. 

Nach dem LEP soll weiterhin eine Zersiedelung der Landschaft vermieden werden 
(vgl. LEP 3.3 G) und neue Siedlungsflächen sind in Anbindung an geeignete Sied-
lungseinheiten auszuweisen (vgl. LEP 3.3 Z). Der projektierte Standort erfüllt diese 
Anforderung vollumfänglich, durch die Lage zwischen der Kreisstraße FS 6 und der 
BAB 9 und die direkte Nachbarschaft zur bestehenden Bebauung des ĂGewerbepark 
an der A9ñ.  

Auch der Maßgabe, in Siedlungsgebieten die vorhandenen Potenziale der Innenent-
wicklung möglichst vorrangig zu nutzen (LEP 3.2 (Z)), wird Rechnung getragen 

Im Gemeindegebiet stehen derzeit insgesamt nur noch drei freie gewerbliche Grund-
stücke mit Größen von rund 600 bis knapp 1.500 m² Grundstücke, in Summe knapp 
2.800 m² gegenüber. Diese liegen jedoch in direkter Nachbarschaft zu schutzwürdiger 
Wohnbebauung und sind daher nur eingeschränkt nutzbar. 

Im südlichen Bereich liegt das Plangebiet am Rande eines Regionalen Grünzugs 
bzw. tangiert den Regionalen Grünzug Ampertal. Seitens des Regionalen Planungs-
verbandes wird in dessen Stellungnahme jedoch festgestellt, dass dies jedoch in ei-
nem so untergeordneten räumlichen Umfang ist, dass die Realisierung der Planung 
dort den Funktionen des Grünzugs nicht entgegensteht. Deshalb werden keine regi-
onalplanerischen Bedenken geltend gemacht.  

2.2 FLÄCHENNUTZUNGSPLAN / FERNSTRAßENRECHTLICHE 
BESCHRÄNKUNGEN 

Der Bereich des Standortes ist im aktuellen Flächennutzungsplan der Gemeinde Al-
lershausen als Fläche für die Landwirtschaft dargestellt. Die dargestellte Trasse der 
geplanten Ortsumfahrung ist durch die bauliche Entwicklung östlich der BAB 9 obsolet 
und wird nicht weiterverfolgt. 

Der Flächennutzungsplan wird im Parallelverfahren zeitgleich mit der Aufstellung des 
Bebauungsplanes geändert.  

Entlang der BAB 9 ist die Anbauverbotszone von 40 m und die Baubeschränkungs-
zone von 100 m, gemessen ab Fahrbahnrand, zu berücksichtigen. Entlang der Kreis-
straße sind die Bauverbotszone von 15 m sowie die Baubeschränkungszone von 30 
m, gemessen ab Fahrbahnrand, zu beachten.  
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Zusammenstellung der 11. Und 12. Änderung des Flächennutzungsplanes, (Quelle Gemeinde Allershausen / BPB)  

2.3 SONSTIGE VORGABEN UND REGELUNGEN 

Gemäß Anlage 1 Nr. 18.5.2 des UVPG ist für den ĂBau einer Industriezone f¿r Indust-
rieanlagen, für den im bisherigen Außenbereich im Sinne des § 35 des Baugesetzbu-
ches ein Bebauungsplan aufgestellt wird, mit einer zulässigen Grundfläche im Sinne 
des § 19 Absatz 2 der Baunutzungsverordnung oder einer festgesetzten Größe der 
Grundfläche von insgesamt 20 000 m² bis weniger als 100 000 m²; " eine allgemeine 
Vorprüfung des Einzelfalls nach § 7 Absatz 1 Satz 1 UVPG durchzuführen 

Die erforderliche Umweltprüfung erfolgt im Umweltbericht als eigenständiger Teil der 
Begründung.  

Ergänzend zum Bauleitplanverfahren werden die Themen Kostentragung für die Pla-
nungsleistungen, die Erschließung, den naturschutzrechtlichen Ausgleich in städte-
baulichen Verträgen nach § 11 BauGB bzw. Erschließungsverträgen geregelt.  
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3 BEDARFSNACHWEIS 

Allein im letzten Jahr gingen bei der Gemeinde 11 Anfragen von Betrieben von au-
ßerhalb mit einem Gesamtbedarf von knapp 25 ha gewerblicher Bauflächen ein. Die 
angefragten Flächengrößen liegen zwischen 1.500 m² und 80.000 m².  

Baufirma Ca.  4.000 m² 
Logistik Ca.  80.000 m² 
Logistik Ca.  80.000 m² 
Logistik Ca. 1.500 m² 
Bäckereibetrieb Ca.  3.000 m² 
Baufirma Ca.  1.500 m² 
Veranstaltungstechnik Ca.  2.000 m² 
Agrarhandel Ca.  8.000 m² 
Logistik Ca.  50.000 m² 
Logistik Ca.  7.500 m² 
Gerüstbau Ca.  12.000 m² 
                                  Summe Ca.  249.500,00 m²     ~ 24,5 ha 

Anfragen nach Flächen von weniger als 1.500 m² sowie die Bedarfe ansässiger Fir-
men/Handwerksbetriebe sind hierbei noch unberücksichtigt.  

Dem stehen im Gemeindegebiet insgesamt drei freie gewerbliche Grundstücke mit 
Größen von rund 600 bis knapp 1.500 m² Grundstücke, in Summe knapp 2.800 m² 
gegenüber. Diese liegen jedoch in direkter Nachbarschaft zu schutzwürdiger Wohn-
bebauung und sind daher nur eingeschränkt nutzbar. 

4 STANDORTWAHL/ STANDORTALTERNATIVEN 

Angesichts des Erfordernisses, die geplante Produktionshalle direkt angrenzend an 
das bestehende Werksgelände zu errichten, bestehen keine alternativen Standorte. 
Zudem kann der Bedarf an Gewerbeflächen in dieser Größenordnung im Gemeinde-
gebiet nicht sinnvoll untergebracht werden. Die Verkehrsanbindung ist für die geplan-
ten Nutzungen optimal.  

5 LAGE UND ABGRENZUNG DES GELTUNGBEREICHES 

Das Plangebiet befindet sich unmittelbar westlich der A 9, südlich der Anschlussstelle 
Allershausen. Die nördliche Grundstücksgrenze schließt direkt südlich an die Erwei-
terung des ĂGewerbepark an der A9ñ an.  

Das Plangebiet umfasst das Grundstück mit der Flurnummer 1253/1, 1253/3 sowie 
Teilflächen der Flurnummer 1223 (Kreisstraße FS 6) der Gemarkung Allershausen. 
Der Geltungsbereich hat einen Umgriff von ca. 8,4 ha.  

Südwestlich grenzt der Ortsteil Eggenberg an. Östlich der Autobahn befindet sich 
Wohnbebauung (Eggenberger Feld und Eggenberger Feld Süd). Nördlich des Plan-
gebiets befinden sich weitere Gewerbegebiete mit dem Bebauungsplan ĂKesselbo-
denstraÇeñ und ĂGlonnfeld IIñ.   

Der Abstand des Plangebiets zur Wohnbebauung im Norden und im Osten beträgt 
dabei mindestens 200 m.  

Westlich und südlich grenzt das Landschaftsschutzgebiet "Ampertal im Landkreis 
Freising" an.  
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5.1 TOPOGRAPHIE / NUTZUNG 

Der Geltungsbereich wird derzeit intensiv landwirtschaftlich genutzt und ist weitest-
gehend eben. Das Gelände liegt im Mittel bei ca. 446 m über Normalnull im Deut-
schen Haupthöhennetz (DHHN) und ist frei von Gehölzen.  

Das Landschaftsbild ist bereits durch das Brückenbauwerk an der Autobahnan-
schlussstelle und die Bebauung im ĂGewerbepark an der A9ñ vorbelastet. Ebenso ist 
der Wall der Überführung südlich der Planfläche bereits beeinflussend auf das Land-
schaftsbild.  

5.2 BAUGRUND UND BODENVERHÄLTNISSE 

Um gesichert Kenntnisse über den Baugrund zu erlangen, wurde das Plangebiet 
durch die Nickol & Partner AG, Gröbenzell, gutachterlich untersucht. In der Zusam-
menfassung kommt das Gutachten zu folgendem Ergebnis: 

Bei der Baugrunduntersuchung auf dem Gelände Eggenberger Feld, Flurnr. 1253/1, 
Gemarkung Allershausen wurde bis in Tiefen von ca. 0,4 ï 0,5 m unter dem derzeiti-
gen Geländeniveau der bestehende Ackerboden erbohrt (Baugrundschicht 1 des Gut-
achtens (siehe Anhang).   

Unterhalb dieses Materials wurden bis in Tiefen von lokal variierend ca. 2,0 ï 2,7 m, 
vereinzelt bis 1,5 m (KRB 2) teils schluffig-tonige, teils sandige, schluffige bis stark 
schluffige natürliche Deckschichten erbohrt.  

Das Material (Baugrundschichten 2a/2b) ist aufgrund zum Teil weicher Konsistenz 
bzw. lockerer Lagerungsverhältnisse für den Abtrag größerer Bauwerkslasten ohne 
vorherige baugrundverbessernde Maßnahme ungeeignet. Die an den Untersu-
chungspunkten ab Tiefen von ca. 2,0 ï 2,7 m unter derzeitigem Geländeniveau 
erbohrten quartären Terrassenkiese und Terrassensande (Baugrundschicht 3) wei-
sen gem. den vorliegenden Untersuchungsergebnissen i.d.R. mitteldichte bis dichte 
Lagerungsverhältnisse auf, und sind geotechnisch sowohl für einen Lastabtrag über 
Streifen-, Einzelfundamente oder lastabtragende Bodenplatten, als auch über Bohr-
pfähle, Rammrohre o. dgl. geeignet.   

Unter Berücksichtigung der Wirtschaftlichkeit wird gutachterlich empfohlen, im Be-
reich der geplanten Gewerbegebäude zur Einhaltung bauwerksverträglicher Setzun-
gen folgende Varianten zu prüfen:   

Nach Aussage der Gutachter kann entweder durch eine ausreichend dimensionierte 
Kalk-Zement-Stabilisierung oder durch einen Austausch von Decksichten die erfor-
derliche Tragfähigkeit des Bodens hergestellt werden. 

Aufgrund der intensiven landwirtschaftlichen Nutzung ist der Boden im Planungsge-
biet in seinem natürlichen Aufbau bereits überwiegend gestört. Das Altlastenkataster 
enthält keine Einträge zu Altlasten, Altlastenverdachts- oder kontaminationsrelevan-
ten Flächen. Die Notwendigkeit einer Kampfmitteluntersuchung ist in Prüfung. 

Im Falle einer Kalk-Zement-Stabilisierung ist jedoch möglichst frühzeitig eine ausrei-
chende Anzahl an Testfeldern anzulegen, um die Wirksamkeit der hier empfohlenen 
Maßnahmen zu verifizieren, bzw. die genauen Einbauparameter ggfs. entsprechend 
anzupassen.   

Das ausgeprägt setzungsempfindliche Oberbodenmaterial (Schicht Nr. 1) ist bei bei-
den Varianten sowohl im Bereich lastabtragender Bauteile, als auch im Bereich der 
geplanten LKW- und PKW-Verkehrsflächen vollständig abzutragen.   
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Angaben zu den Bemessungswasserständen, sowie zum von anhand von Messrei-
hen aus einer ca. 300 ï 400 m südwestlich des Untersuchungsgelände gelegenen 
amtlichen Grundwassermessstelle überschlägig ermittelten MHGW (Mittlerer Höchst-
grundwasserstand), können dem Kap. 2.7 des Gutachtens (siehe Anhang) entnom-
men werden. Sollen die Werte in Kap. 2.7 für die weitere Planung noch präzisiert 
werden, so empfehlen die Gutachter jedoch innerhalb des Untersuchungsgeländes 
eine Grundwassermessstelle zu errichten, und in die Messstelle einen GW-
Datenlogger einzubauen.   

Die natürlichen Terrassenkiese (tw. Terrassensande) der Baugrundschicht 3 sind ver-
sickerungsfähig. Als vorläufiger Bemessungs-kf kann für das Material ein Wert von 
ca. 2,1 * 10-5 m/s angesetzt werden.   

Die Niederschlagsentwässerung kann aus geotechnischer Sicht sowohl über Sicker-
mulden erfolgen, als auch über entsprechend dimensionierte Speicherblock- oder 
Halbblockrigolen sofern nach Feststehen der genauen Höhenkoten planerisch mög-
lich. Für eine effiziente Niederschlagsentwässerung wird jedoch ausdrücklich emp-
fohlen, die nur gering durchlässigen Deckschichten (Schichten Nr. 1, 2a und 2b) im 
Bereich der Entwässerungsanlagen zuvor vollständig abzutragen, bzw. durch ausrei-
chend durchlässiges Material auszutauschen.   

Angaben zu den Fahrbahnaufbauten nach RStO 12 können dem Kap. 4 des Gutach-
tens (siehe Anhang) entnommen werden, Angaben zur Abdichtung erdberührter Bau-
teile nach DIN 18533-1 dem Kap. 3.6 des Gutachtens (siehe Anhang).   

Die chemisch-analytische Untersuchung dreier Oberbodenmischproben auf den Pa-
rameterumfang des bayerischen Verfüll-Leitfadens (LVGBT) ergab keine abfallrecht-
lich relevanten Schadstoffgehalte. Hinsichtlich der Verwertung bzw. Entsorgung sind 
jedoch die erhöhten Anteile an organischer Substanz beachten.  

5.3 ALTLASTEN / KAMPFMITTELBELASTUNG 

Das Altlastenkataster enthält keine Einträge zu Altlasten, Altlastenverdachts- oder 
kontaminationsrelevanten Flächen. Laut dem Gutachten von der UXO PRO Consult 
vom 15.12.21 konnte nach den Auswertungen der Luftbildaufnahmen in Verbindung 
mit literarischen Hinweisen der Verdacht der Kontamination des Erkundungsgebietes 
mit Kampfmitteln nicht bestätigt werden.  

5.4 BESCHREIBUNG DER UMWELTRELEVANTEN FAKTOREN 

5.4.1 UMWELT- UND NATURSCHUTZ  

Im Planungsgebiet befinden sich keine Schutzgebiete, die nach dem BayNatSchG 
ausgewiesen sind. Das nächstgelegene Schutzgebiet befindet sich westlich bzw. süd-
lich angrenzend (Landschaftsschutzgebiet ĂAmpertal im Landkreis Freisingñ (LSG-
00546.01)). Außerdem befindet sich das FFH-Gebiet ĂAmpertalñ (DE7635301) in ca. 
760 m Entfernung östlich des Plangebiets. Aufgrund der Entfernung und da kein Ein-
fluss auf Lebensraumtypen besteht werden die Schutzgebiete vom Vorhaben nicht 
tangiert. 

Im südlichen Bereich liegt das Plangebiet am Rande eines Regionalen Grünzugs 
bzw. tangiert den Regionalen Gr¿nzug ĂAmpertalñ. Seitens des Regionalen Planungs-
verbandes wird in dessen Stellungnahme jedoch festgestellt, dass dies in einem so 
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untergeordneten räumlichen Umfang erfolgt, dass die Realisierung der Planung dort 
den Funktionen des Grünzugs nicht entgegensteht.  

5.4.2 GESCHÜTZTE ARTEN  

Das Plangebiet wird intensiv ackerbaulich genutzt. Insgesamt handelt es sich um eine 
ausgeräumte Agrarlandschaft ohne Biotopstrukturen. Ein Vorkommen von gemein-
schaftsrechtlich geschützten Arten (alle europäischen Vogelarten, Arten des Anhangs 
IV der FFH-Richtlinie) sowie von ĂVerantwortungsartenñ nach Ä 54 Abs. 1 Nr. 2 
BNatSchG ist aufgrund fehlender Habitatstrukturen weitestgehend auszuschließen. 

Die Ackerfläche kann allerdings Lebensraum für bodenbrütende Arten offener Land-
schaften wie die Feldlerche darstellen. Um ein Brutvorkommen dieser Art auf der Flä-
che auszuschließen, fanden innerhalb des Wertungszeitraum zur Erfassung von Brut-
vorkommen vier Durchgänge statt. Als Ergebnis der Kartierungen ist festzuhalten, 
dass bei keinem der Durchgänge Feldlerchen im Geltungsbereich angetroffen wur-
den. 

Dies stimmt auch mit der vorangegangen Potenzialabschätzung bezüglich eines 
möglichen Vorkommens der Feldlerche auf der Ackerfläche überein: Entsprechend 
der Arbeitshilfe Vögel und Straßenverkehr des Bundesministeriums für Verkehr, Bau 
und Stadtentwicklung 2010, ergab sich durch die Potenzialabschätzung folgendes 
Ergebnis für die Ausgangssituation: 

- BAB A9 mit Kfz/24h > 50.000: 
100 m Abstand zum Fahrbahnrand: 100 % Verlust der Habitateignung (entspricht 
ca. der Hälfte der Fläche) 
100 - 300 m Abstand: 50 % Verlust  

- Kreisstraße, laut Verkehrsuntersuchung von gevas humberg und partner 
(12.04.2022) rund 5.600 und 7.200 KfZ/24h  
100 m Abstand zum Fahrbahnrandes: 20 % Verlust der Habitateignung 
100 ï 300m Abstand: 10 % Verlust der Habitateignung 

Unter Berücksichtigung dieser Abstandswerte ist es sehr unwahrscheinlich, dass auf 
der Ackerfläche ein Brutplatz der Feldlerche besteht (Mindestgröße von 0,5 ha in ge-
störter Fläche für ein mögliches Feldlerchenrevier). 

Bei der Feldlerche muss gegenüber vertikalen Strukturen von einer Effektdistanz von 
rund 100 m ausgegangen werden. Ausgehend von den bestehenden Störwirkungen 
der Kreisstraße in westliche und der Störwirkungen durch die Straße in südlicher 
Richtung sind im Wirkbereich des neuen Bauvorhabens keine zusätzlichen Wirkun-
gen zu erwarten. 

5.4.3 NATURHAUSHALT  

Naturraum / Topographie 

Das Planungsgebiet liegt in der Naturraumhaupteinheit des Unterbayerischen Hügel-
landes und Isar-Inn-Schotterplatten im Bereich des Donau-Isar-Hügellandes. 

Das Planungsgebiet ist weitgehend eben und liegt im Mittel bei ca. 446 m ü.NN. 

Wasserhaushalt 

Das Grundwasser im Planungsgebiet liegt bei 3 m unter GOK an. Als Bemessungs-
wasserstand für den Endzustand werden 445,1 m ü. NHN laut dem Gutachten von 
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Nickol & Partner AG, 29.12.21, empfohlen. Die Bodenschichten bestehen unter der 
obersten humusreichen Bodenschicht aus schluffigem Sand oder Kies. Das erste 
Grundwasserleiterstockwerk ist in den quartären Kiesen bzw. Kies-Sanden ausgebil-
det. Das quartäre Grundwasser am Untersuchungsstandort ist nicht gespannt.  

Im Planungsgebiet befinden sich keine natürlichen Oberflächengewässer. Wasser-
schutzgebiete sind durch die Planung nicht betroffen. Das Nächstgelegene Fließge-
wässer ist die Glonn (400 m nördlich) und die Amper (900 m östlich). Das Nächstge-
legene Stillgewässer ist der Allershausener Weiher (650 m östlich), sowie Gewässer 
im Glonnfeldpark (550 m nordwestlich). 

Das Planungsgebiet liegt weder in einer Hochwassergefahrenfläche noch in einem 
Überschwemmungsgebiet. 

Klima und Lufthygiene 

Das Plangebiet befindet sich im Nordwesten von Allershausen auf unversiegelten 
Ackerflächen, auf denen Kaltluft entsteht mit entsprechender klimaausgleichender 
Wirkung für die Umgebung. Für die Frischluftproduktion wichtige Gehölzflächen sind 
im Vorhabensbereich nicht vorhanden. 

Schadstoff- und/ oder Geruchsimmissionen sind im Planungsbereich durch Verkehr, 
insbesondere durch die A9, sowie durch die landwirtschaftlichen und gewerblichen 
Tätigkeiten im näheren Einwirkungsbereich gegeben. 

Durch die mit der Umnutzung einhergehende Änderung der Oberflächeneigenschaf-
ten (Versiegelung, Bebauung usw.) ergeben sich Auswirkungen auf das lokale Klima. 
So ändert sich u. a. der Wärme- und Feuchtehaushalt der überplanten Fläche. Mit der 
geplanten Flächenversiegelung geht die temperaturausgleichende Wirkung der ehe-
mals offenen Feldfluren verloren. Durch den höheren Versiegelungsanteil ist eine 
stärkere Aufheizung von Flächen zu erwarten. Die Gebäude beeinflussen die Durch-
lüftung des Planungsgebiets und der angrenzenden Bereiche. 

Erholung 

Die weitgehend ebenen Flächen des Planungsgebiets werden momentan intensiv 
landwirtschaftlich genutzt und weisen nutzungsbedingt eine nur geringe strukturelle 
Vielfalt auf. Erholungsnutzungen finden auf der Fläche nicht statt. 

5.4.4 ORTS- UND LANDSCHAFTSBILD  

Das Plangebiet befindet sich naturräumlich im Donau-Isar-Hügelland und ist derzeit 
geprägt durch die intensiv genutzte Ackerflur. Eine Eingrünung des Untersuchungs-
gebiets ist nicht vorhanden. Die Fläche ist vor allem durch den Blick auf die direkt 
angrenzende Autobahn geprägt, sowie durch weitere intensiv genutzte landwirt-
schaftliche Flächen im Westen und Süden, sowie Gewerbeflächen im Norden 

6 BODENORDNENDE MASSNAHMEN 

Bodenordnende Maßnahmen wie z.B. Grundstückteilungen sind zurzeit nicht beab-
sichtigt. 
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7 ERSCHLIESSUNG 

7.1 VERKEHRSERSCHLIESSUNG 

Der Standort ist sehr gut an das klassifizierte Straßennetz und Bundesautobahnnetz 
angebunden. Mit der Bundesautobahn BAB A9 sind sehr gute Verbindungen in alle 
Richtungen vorhanden und der Standort ist so von den Zulieferern ebenso günstig 
erreichbar wie der Flughafen München und über das europäische Autobahnnetz die 
Abnahmestellen europaweit. 

7.1.1 BESTEHENDES STRAßENNETZ 

Über die Anschlussstelle Allershausen der Bundesautobahn BAB A9 erreicht man 
den Standort sehr direkt über die Staatsstraßen St 2054 und die Kreisstraße FS 6. 
Die Entfernung zur Anschlussstelle beträgt lediglich ca. 600 m.  

Zum jetzigen Planungsstand ist angedacht, das Areal an zentraler Stelle an die Kreis-
straße FS 6 anzubinden.  

Das Plangebiet kann vollständig über das bestehende Straßennetz erschlossen wer-
den. Die Anlage neuer öffentlicher Straßen ist nicht erforderlich. 

Das beigefügte Verkehrsgutachten (Gevas, Humberg&Partner, München vom 
12.04.2022, ergänzt durch die Berechnungen und Stellungnahme vom 08.07.2022) 
weist nach, dass der durch das neue Gewerbegebiet entstehende Verkehr leistungs-
fähig über das bestehende Straßennetz abgewickelt werden kann: 

Die Leistungsfähigkeitsberechnungen der Knotenpunkte für den Analysefall und den 
Prognose-Planfall 2035 zeigen, dass die Leistungsfähigkeit im heutigen und geplan-
ten Zustand in allen betrachten Spitzenstunden aufrechterhalten werden kann. Die 
Ergebnisse der Gesamtknotenqualität unterscheiden sich dabei nicht zwischen dem 
Analysefall und dem Prognose-Planfall 2035, da für den Neuverkehr durch das Vor-
haben die Schichtwechselzeiten maßgebend sind und diese außerhalb der üblichen 
Spitzenzeiten liegen.  

Die Qualitätsstufen liegen in der morgendlichen Spitzenstunde und den beiden 
Schichtwechselstunden an den meisten Knotenpunkten zwischen QSV A (sehr gut) 
und QSV B (gut). 

an beiden BAB-Anschlussknotenpunkten ergibt sich für die Morgenspitze die Quali-
tätsstufe D. Die Berechnungen zeigen jedoch, dass Potenziale für die Umverteilung 
von Freigabezeiten bestehen, so dass auch Qualitätsstufen von D vermieden werden 
können. Das Vorhaben kann somit leistungsfähig realisiert werden. 

7.1.2 ÖPNV 

Die nächste Bushaltestelle befindet sich südlich in ca. 250 m Entfernung in Eggen-
berg. Sie wird von den Buslinien 695 Kirchdorf a. d. Amper - Allershausen - Eching, 
Nord/Süd -Garching-Hochbrück und der Linie 616 Freising - Kranzberg - Allershausen 
ï Hohenkammer angedient. 
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7.1.3 RUHENDER VERKEHR 

Der ruhende Verkehr kann vollständig auf dem Grundstück untergebracht werden. 
Dies gilt sowohl für die Mitarbeiterstellplätze sowie für die erforderlichen LKW-
Stellplätze und die entsprechenden Bewegungsräume. In Abhängigkeit vom Stell-
platzbedarf können die PKW-Stellplätze ebenerdig oder in Parkpaletten bereitgestellt 
werden.  

Um den Versiegelungsgrad insgesamt zu senken sowie zur Förderung der Versicke-
rung von Oberflächenwasser und aus Gründen des Bodenschutzes sind PKW-
Stellplätze in versickerungsfähigem sowie wasser- und luftdurchlässigem Aufbau her-
zustellen, soweit die örtlichen Bodenbedingungen dies erlauben. 

7.2 VER- UND ENTSORGUNG 

7.2.1 ENERGIEVERSORGUNG 

Die Versorgung mit elektrischer Energie ist über das Leitungsnetz der regionalen 
Energieversorger möglich.  

7.2.2 MITTEL- UND NIEDERSPANNUNGSANLAGEN: 

Zur elektrischen Versorgung des geplanten Gebietes sind Mittelspannungskabel er-
forderlich. Eine Kabelverlegung erfolgt in der Regel nur in Gehwegen, Versorgungs-
streifen, Begleitstreifen oder Grünstreifen ohne Baumbestand. 

An der südlichen Grenze befindet sich ein Niederspannungskabel der Bayernwerk 
Netz GmbH. Der Schutzzonenbereich für Kabel beträgt bei Aufgrabungen je 0,5 m 
rechts und links zur Trassenachse.  

Für den rechtzeitigen Ausbau des Versorgungsnetzes sowie die Koordinierung mit 
dem Straßenbauträger und anderer Versorgungsträger ist es notwendig, dass der 
Beginn und Ablauf der Erschließungsmaßnahmen im Planbereich frühzeitig (mindes-
tens 3 Monate) vor Baubeginn den Versorgungsträgern schriftlich mitgeteilt wird. 
Nach § 123 BauGB sind die Gehwege und Erschließungsstraßen so weit herzustel-
len, dass Erdkabel in der endgültigen Trasse verlegt werden können.  

Ausführung von Leitungsbauarbeiten sowie Ausstecken von Grenzen und Höhen:  

¶ Vor Beginn der Verlegung von Versorgungsleitungen sind die Verlegezonen mit 
endgültigen Höhenangaben der Erschließungsstraßen bzw. Gehwegen und 
den erforderlichen Grundstücksgrenzen vor Ort bei Bedarf durch den Erschlie-
ßungsträger (Gemeinde) abzustecken.  

¶ Für die Ausführung der Leitungsbauarbeiten ist uns ein angemessenes Zeit-
fenster zur Verfügung zu stellen, in dem die Arbeiten ohne Behinderungen und 
Beeinträchtigungen durchgeführt werden können.  

Für Kabelhausanschlüsse dürfen nur marktübliche und zugelassene Einführungssys-
teme, welche bis mind. 1 bar gas- und wasserdicht sind, verwendet werden. Ein Prü-
fungsnachweis der Einführung ist nach Aufforderung vorzulegen. 

Je nach Leistungsbedarf werden die Errichtung von Übergabe-/ Transformatorensta-
tionen im Planungsbereich sowie das Verlegen zusätzlicher Kabel erforderlich. Die 
erforderlichen Flächen werden dem Versorgungsträger zur Verfügung gestellt und 
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zugänglich gemacht. Geeignete Trafostandorte werden im Einvernehmen mit Bay-
ernwerk festgelegt und dinglich gesichert. 

Die Trassen unterirdischer Versorgungsleitungen sind von Bepflanzung freizuhalten 
da sonst die Betriebssicherheit und Reparaturmöglichkeit eingeschränkt werden. 
Bäume und tiefwurzelnde Sträucher dürfen aus Gründen des Baumschutzes (DIN 
18920) bis zu einem Abstand von 2,5 m zur Trassenachse gepflanzt werden. Wird 
dieser Abstand unterschritten, so sind im Einvernehmen mit dem Versorgungsträger 
geeignete Schutzmaßnahmen durchzuführen. 

Sofern bestehende Leitungen umverlegt werden müssen, sind die Kosten vom Ver-
ursacher zu tragen. 

7.2.3 TELEKOMMUNIKATION 

Innerhalb des Plangebietes werdenden ausreichende Trassen für die Verlegung der 
Telekommunikationsleitungen vorgesehen. 

7.2.4 WASSERVERSORGUNG 

Die ausreichende Versorgung mit Trinkwasser kann grundsätzlich durch die Ge-
meinde gewährleistet werden.  

Der ausreichende Brandschutz ist durch den Grundstückseigentümer bzw. Betreiber 
nachzuweisen. Ggf. sind entsprechend ausreichender Maßnahmen wie etwa Lösch-
wasserzisternen oder Sprinklertanks vorzusehen. 

Als Planungsgröße kann hierzu das DVGW-Arbeitsblatt W 405:2008-02 herangezo-
gen werden. In Gewerbegebieten, ist ein Löschwasserbedarf von mindestens 96 
m3/h über einen Zeitraum von 2 Stunden sicherzustellen. Zur Sicherstellung der Erst-
maßnahmen bei der Brandbekämpfung ist in einer Entfernung von maximal 75 m zum 
Objekt eine Wasserentnahmestelle einzuplanen. 

7.2.5 ABWASSERBESEITIGUNG 

Eine Entsorgung des anfallenden Schmutzwassers ist über einen Anschluss an das 
vorhandene bzw. geplante Kanalnetz möglich. 

Auf Grundlage der Werte aus dem Bodengutachten wurde durch ein Fachplanungs-
büro ein Entwässerungskonzept erstellt, welches die geordnete Entwässerung des 
Vorhabens nachweist. Das Bodengutachten zeigt, dass der Untergrund mit einem 
Durchlässigkeitsbeiwert von 2,1 x E-5 m/s noch ausreichend für eine Versickerung 
geeignet ist. Wegen des hohen Grundwasserstandes sind nur flache Rigolen (z.B. 
einlagige Füllkörperrigolen mit H = 66 cm) möglich. Diese können im Bereich der Ver-
kehrsflächen regelkonform errichtet werden, in Grünflächen können zudem Mulden 
zur Versickerung über die belebte Bodenzone angelegt werden. 

Wie der Stellungnahme der Autobahn-GmbH vom 17.03.2022 zu entnehmen ist, be-
dürfen Bauvorhaben (auch baurechtlich verfahrensfreie Vorhaben) im Bereich der An-
bauverbots- und Beschränkungszonen der Genehmigung/Zustimmung des Fernstra-
ßenbundesamtes. Da nicht sichergestellt werden kann, dass diese Zustimmung bis 
zum Satzungsbeschluss vorliegt, wurde bisher auf Maßnahmen und Anlagen inner-
halb der Bauverbotszone verzichtet.  
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Im Zuge der weiteren Erschließungsplanung und Bauanträge wird geprüft, ob Ent-
wässerungsanlangen in der Bauverbotszone die Zustimmung des Fernstraßenbun-
desamtes finden. Sollte dies der Fall sein, kann der Anregung des Wasserwirtschafts-
amtes gefolgt werden. 

Unabhängig der Zustimmung des Fernstraßenbundesamtes ist die ordnungsgemäße 
Entwässerung durch das vorliegende Konzept sichergestellt. 

7.2.6 ABFALLBESEITIGUNG 

Die Abfallentsorgung wird durch ein regionales Unternehmen im Landkreis Freising 
sichergestellt. 

8 BAUPLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 

8.1 ART UND MAß DER BAULICHEN NUTZUNG 

8.1.1 ART DER BAULICHEN NUTZUNG 

Gemäß der Darstellung in der Planzeichnung wird das Plangebiet als Gewerbegebiet 
gemäß § 8 BauNVO festgesetzt und in drei Teilgebiete gegliedert. Die gewerbliche 
Nutzung ist für die Wohnbebauung in der Umgebung des Plangebiets verträglich, 
wenn die für die drei Teilgebiete festgesetzten Emissionskontingente eingehalten 
werden. 

Unzulässig sind in den Gewerbegebieten die folgenden Nutzungen: 

- Vergnügungsstätten aller Art (z.B. Diskotheken, Spielhallen, Kinos, Erotik-Shops, 
Bordelle oder bordellähnliche Betriebe 

- Tankstellen  
- Logistikbetriebe, soweit Logistik die Hauptnutzung darstellt 
- Freiflächenanlagen zur Gewinnung von Solarenergie   
- Anlagen für sportliche, kirchliche oder kulturelle sowie soziale oder gesundheitli-

che Zwecke 
- Betriebswohnungen und Beherbergungsbetriebe 
- Einzelhandel 

Der Verkauf an den Endverbraucher kann ausnahmsweise zugelassen werden, wenn 
er nach Art in deutlichem Zusammenhang mit der Produktion, der Ver- und Bearbei-
tung von Gütern einschließlich Reparatur- und Serviceleistungen der Betriebsstätte 
steht und im Umfang deutlich untergeordnet ist. Diese Einschränkungen des Nut-
zungsspektrums eines Gewerbegebietes nach § 8 BauNVO erfolgen aus den folgen-
den städtebaulichen Gründen: 

Die Einschränkung der Nutzung durch den Ausschluss Vergnügungsstätten, Sex-
shops, Bordellen sowie bordellähnlichen Betrieben betrifft nur eine Nische des breiten 
Spektrums gewerblicher Nutzungen. Aufgrund der erwarteten negativen städtebauli-
chen Auswirkungen dieser Betriebe und der möglicherweise entstehenden negativen 
Auswirkungen auf das Umfeld, sind diese nicht zulässig. 
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Tankstellen und Betriebe, deren Hauptnutzung lediglich logistischer Art ist, entspre-
chen aufgrund Ihrer möglicherweise negativen Auswirkungen auf das Verkehrsge-
schehen und die Schallsituation nicht den Entwicklungsabsichten der Gemeinde Al-
lershausen. 

Anlagen für sportliche, kirchliche oder kulturelle Zwecke entsprechen nicht dem origi-
nären Nutzungszweck eines Gewerbegebietes und sind aufgrund des daraus mög-
licherweise erwachsenden Abwehranspruchs gegen Lärm emittierende Betriebe nicht 
zulässig. Gleiches gilt für die Betriebswohnungen und Beherbergungsbetriebe. 

Einzelhandel ist aufgrund der nachteiligen Auswirkungen auf den Einzelhandel im 
Ortskern grundsätzlich nicht erwünscht.  

8.1.2 MAß DER BAULICHEN NUTZUNG 

8.1.2.1 Grund und Geschossflächenzahl 

Um eine flexible Nutzung des Grundstücks zu ermöglichen, wird für das gesamte 
Plangebiet eine Grundflächenzahl (GRZ) von 0,8 und Geschossflächenzahl (GFZ) 
von 0,8 festgesetzt. Die Flächen von Stellplätzen und Garagen bleiben bei der Ermitt-
lung der Geschossfläche unberücksichtigt.  

Im Plangebiet kann die Grundflächenzahl (GRZ) durch Anlagen gemäß § 19 Abs. 4 
BauNVO bis zu einer GRZ von 0,9 überschritten werden.  

Diese weitgehende Flächenausnutzung ist den betrieblichen Erfordernissen geschul-
det. Sie wird durch die Festsetzungen zur Grünordnung ausgeglichen. Insbesondere 
werden die Baufelder an den Rändern im Sinne einer Minimierung der Beeinträchti-
gungen des Landschafts- und Ortsbildes eingegrünt. 

8.1.2.2 Begrenzung der Höhenentwicklung  

Die baulichen Anlagen in den Teilgebieten II und III sind eingeschossig zu errichten. 
Auf maximal 20 % der Grundfläche sind Einbauten in Form von Zwischengeschoßen 
zulässig. Auf der mittleren Fläche im Teilgebiet I sind vier Vollgeschosse zulässig.  

Im Plangebiet ist eine Anhebung des Geländes auf etwa 447 m DHHN 2016. zulässig, 
um den Unterschied zu den nördlich angrenzenden Flächen zu minimieren.  

Zur Begrenzung der Höhenentwicklung und zur städtebaulichen Gliederung der Bau-
flächen wird die zulässige Höhe der Gebäude und Anlagen auf den Bauflächen be-
schränkt. In der Zone beiderseits der Andienungszone (GE I), in der voraussichtlich 
Büronutzungen entstehen, wird die Höhe auf 464 m DHHN 2016 festgesetzt, was 
einer Wandhöhe von max. 17,0 m gegenüber dem geplanten Gelände entspricht. Die 
baulichen Anlagen im GE II können eine Wandhöhe von ca. 15 m haben, woraus sich 
eine Oberkante von 462 DHHN 2016. ergibt. Die maximale Höhe der Oberkante der 
Hallen wird für die südliche Teilfläche (GE III) auf 461 m DHHN 2016 festgesetzt, was 
einer Wandhöhe von max. 14,0 m gegenüber dem dortigen Gelände entspricht. Hier-
durch soll im Zusammenspiel mit den Grünfestsetzungen sichergestellt werden, dass 
auch mit heimischen Gehölzen noch eine wirksame Eingrünung erfolgen kann, um 
die Wirkung auf das Landschaftsbild zu minimieren. 

Ausnahmen sind zulässig für untergeordnete Bauteile wie Antennen, Solaranlagen, 
Schornsteine oder Fahrstuhlschächte sowie die Pylone der Werbeanlagen. 
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8.2 BAUWEISE, ERSTELLUNG DER BAULICHEN ANLAGEN 

8.2.1 BAUWEISE/ ABSTANDSFLÄCHEN  

Für alle Bauflächen im Geltungsbereich des Bebauungsplanes gilt die abweichende 
Bauweise gemäß § 22 (4) BauNVO. Gebäude sind in uneingeschränkter Länge zu-
lässig, soweit die festgesetzte Grundflächenzahl und das Baufenster nicht überschrit-
ten wird.  

Es gelten die Abstandsflächen gemäß Art. 6 BayBO. Da es sich um ein Gewerbege-
biet handelt, sind die Abstandsflächen ohnehin schon auf ein Minimum reduziert. Eine 
weitere Verkürzung der Abstandsflächen ist städtebaulich nicht erwünscht und würde 
zudem den abstandsflächenrechtlichen Zielen (ausreichende Belichtung, Belüftung 
und Besonnung) nicht mehr hinreichend Rechnung tragen. 

8.2.2 ÜBERBAUBARE GRUNDSTÜCKSFLÄCHE 

Die Planung sieht ein großes Baufenster vor, um den Gewerbebetrieben eine flexible 
Bebauung und Nutzung zu ermöglichen. Das Baufenster ist möglichst nah an das 
bestehende Gewerbegebiet im Norden gerückt, um hier sinnvolle Erweiterungsflä-
chen zu schaffen. Das Baufenster wird von zu begrünenden Flächen westlich und 
östlich eingerahmt, die in den straßenrechtlichen Bauverbotszonen liegen. Im Süden 
rückt das Baufenster von der Grenze des Geltungsbereiches ab, um dort durch die 
Festsetzung einer privaten Grünfläche einen ausreichenden Abstand zur vorhande-
nen Wohnbebauung und der denkmalgeschützten Kapelle sicherzustellen. 

8.3 STELLPLÄTZE  

Die bauordnungsrechtlich erforderlichen Stellplätze können auf dem Baugrundstück 
nachgewiesen werden. Zur Minimierung der Bodenversiegelung sind PKW-
Stellplätze mit versickerungsfähigen Belägen wie Rasenfugenpflaster, Rasengitter-
steinen oder Schotterrasen herzustellen, soweit die Böden versickerungsgeeignet 
sind und wasserrechtliche Belange dem nicht entgegenstehen. 

9 IMMISSIONSSCHUTZ 

Der Bebauungsplan hat einerseits die Verträglichkeit des vom Plangebiet ausgehen-
den Lärms für die unmittelbar angrenzende Wohnbebauung im Süden und weitere 
Wohnbebauung im Norden und Osten sicherzustellen. Zum anderen sind die auf das 
Plangebiet einwirkenden Verkehrslärmeinwirkungen der angrenzenden A9 und wei-
terer Straßen zu berücksichtigen.  

Um die Belange des Immissionsschutzes in der Bauleitplanung angemessen zu be-
rücksichtigen, wurde die Schallsituation hinsichtlich der Immissionen und Emissionen 
gutachterlich untersucht. Die Ergebnisse finden sich im Bericht Nr.: ACB-0422-
216138/04 Rev.2 (sowie in der Schalltechnischen Stellungnahme zur Abschätzung 
der Reflexionswirkung, Nr. 216138_06_k (siehe Anhänge, die Bestandteil des Bebau-
ungsplans sind). 
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9.1 EMISSIONSKONTINGENTIERUNG NACH § 1 ABS. 4 SATZ 1 NR. 2 SOWIE 
SATZ 2 BAUNVO 

Eine verträgliche Gestaltung der Lärmsituation für die umliegende Wohnbebauung 
macht eine Gliederung des Gewerbegebiets in Teilgebiete mit unterschiedlichen 
Emissionskontingenten erforderlich, wobei in keinem der Teilgebiete eine unbe-
schränkte gewerbliche Nutzung möglich ist. Vor diesem Hintergrund ist neben der 
internen Gliederung eine externe Gliederung zu einem nicht beschränkten Gewerbe-
gebiet im Gemeindegebiet erforderlich.  

Gemäß dem Urteil des BVerwG 4 CN 7.16 vom 07.12.2017 zur Festsetzung von 
Emissionskontingenten nach § 1 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2, Satz 2 BauGB ist zum einen die 
interne Gliederung der Flächen erforderlich. Ferner ist der Wille der Gemeinde in den 
Planungsunterlagen zu dokumentieren, dass jedenfalls ein anderes festgesetztes Ge-
werbegebiet als Ergänzungsgebiet ohne Emissionsbeschränkungen oder mit Emissi-
onskontingenten, die jeden nach § 8 BauNVO zulässigen Betrieb ermöglichen, dient.  
Vorliegend wird das Plangebiet in drei Teilgebiete gegliedert, die mit unterschiedli-
chen Schallkontingenten belegt werden und zu deren Ergänzung gewerbliche Bau-
flªchen ohne Kontingentierung in den festgesetzten Gewerbegebieten ĂKesselboden-
straÇeñ und ĂGlonnfeld IIñ zur Verf¿gung stehen. Durch diese gebiets¿bergreifende 
Gliederung kann die Gemeinde Allershausen im Gemeindegebiet auch gewerbliche 
Bauflächen nachweisen, auf der die Nutzungen nach § 8 BauNVO zulässig sind, die 
im Plangebiet aufgrund Ihres Emissionsverhaltens unzulässig sind. 

 

Die vom Plangebiet ausgehenden, gewerblich bedingten Geräusche werden durch 
eine Kontingentierung nach DIN 45691 auf ein Maß begrenzt, bei dessen Einhaltung 
eine gebietsverträgliche Nutzung gegeben ist. 

Betriebe, Anlagen und Nutzungen sind im Plangebiet nur zulässig, wenn deren von 
dem jeweiligen gesamten Betriebsgrund-stück abgestrahlten Schallemissionen die 
nachfolgend genannten Emissionskontingente LEK nach DIN 45691 vom Dezember 
2006 weder tags (06.00-22.00 Uhr) noch nachts (22.00-06.00 Uhr) überschreiten.  
      

     Emissionskontingente Tag/Nacht in dB(A)  

Teilfläche   Fläche ca.    LEK, tags   LEK, nachts  

         [m²]     [dB(A)]     [dB(A)]  

    GE I     12.600        65         50  

    GE II     23.100        61         46  

    GE III     25.490        59         45 

Die Emissionskontingente LEK geben die zulässige, immissionswirksame Schallab-
strahlung pro Quadratmeter der Grundstücksfläche an. Die Emissionskontingente LEK 
beziehen sich auf die Baulandfläche, ausgenommen der zu begrünenden Flächen 
und des Einfahrtsbereichs. 

Die Ermittlung der sich aus den maximal zulässigen flächenbezogenen Schallleis-
tungspegel ergebenden Immissionskontingente LIK erfolgt gemäß DIN 45691 (2006-
12), Abschnitt 5, auf Basis der LEK und des Abstandsmaßes unter Ansatz einer Voll-
kugelausbreitung.  

Der Nachweis der Einhaltung der Immissionskontingente LIK durch konkrete Vorha-
ben innerhalb der kontingentierten Teilflächen ist für Immissionsorte im Sinne von Nr. 
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2.3 der TA-Lärm an den nächstgelegenen Baugrenzen oder Gebäudefassaden der 
außerhalb des Plangebiets liegenden Nutzungen, in denen sich Fenster von Aufent-
haltsräumen befinden oder auf Grund von Planungsrecht entstehen können, zu füh-
ren.  

Die Berechnung der Einwirkungen des konkreten Vorhabens erfolgt nach den Rege-
lungen der Technischen Anleitung zum Schutz gegen Lärm von 1998 (TA-Lärm). Die 
Einhaltung der LIK (und damit auch der LEK) ist gegeben, wenn der Beurteilungspegel 
Lr des konkreten Vorhabens an jedem zu betrachtenden Immissionsort kleiner oder 
gleich dem LIK ist (Lr Ò LIK).  

Ein Vorhaben erfüllt auch dann die schalltechnischen Festsetzungen des Bebauungs-
planes, wenn der Beurteilungspegel Lr den Immissionsrichtwert nach TA-Lärm um 
mindestens 15 dB unterschreitet (Relevanzgrenze DIN 45691:2006-12). 

9.2 SCHALLREFLEXIONSWIRKUNG DER MÖGLICHEN BEBAUUNG 

Untersucht wurden auch mögliche Reflexionswirkungen der nach dem Bebauungs-
plan umsetzbaren Bebauung in Bezug auf den Verkehrslärm. Die Gebäude können 
sowohl abschirmende Wirkung haben, aber auch Reflexionen auslösen.  

Die Berechnung der Accon GmbH in der Schalltechnischen Untersuchung 
Nr. 216138_06_k vom 16.05.2022 kam zu folgendem Ergebnis.  

Für die Bebauung westlich des Plangebiets entfalten die zukünftigen Gebäude eine 
abschirmende Wirkung, die zu einer Pegelsenkung zwischen 1-3 dB führen kann.  

Für die Bebauung, die sich östlich des Plangebiets an die Autobahn anschließt, erge-
ben sich dagegen aufgrund der Reflexionswirkung Pegelerhöhungen im Bereich zwi-
schen 0,5-1,5 dB.  

Die Errichtung einer schallabsorbierenden Lärmschutzwand zwischen der neuen Be-
bauung und der Autobahn könnte diese Erhöhungen abfedern. Da Pegelerhöhungen 
im Bereich von 0,5-1,5 dB nach Einschätzung des Gutachtens in aller Regel für das 
Gehör nicht auflösbar sind und daher nicht wahrgenommen werden, die Errichtung 
einer schallabsorbierenden Lärmschutzwand aber mit erheblichem finanziellem Auf-
wand verbunden wäre, wird von der Festsetzung einer solchen Lärmschutzwand ab-
gesehen. Der Nutzen würde außer Verhältnis zu den anfallenden Kosten stehen. Es 
erscheint vertretbar, die geringfügigen Erhöhungen hinzunehmen.  

9.3 VERKEHRSLÄRM 

Das Plangebiet selbst ist insbesondere den hohen Verkehrslärmimmissionen der Au-
tobahn A 9 sowie den Immissionen der Kreisstraße FS 6 ausgesetzt.  

Im Rahmen der schalltechnischen Untersuchung wurden die Verkehrslärmeinwirkun-
gen prognostiziert und bewertet. Hierbei wurde festgestellt, dass die Anforderungen 
der DIN 18005 für Verkehrslärmeinwirkungen auf Gewerbegebiete im gesamten Plan-
gebiet überschritten werden.   

Um im Plangebiet den ausreichenden Schallschutz gegenüber diesen Immissionen 
zu gewährleisten, werden passive Schallschutzmaßnahmen festgesetzt. 

Zur Sicherstellung gesunder Arbeitsverhältnisse sind in einem ca. 30 m tiefen Streifen 
entlang der Autobahn A9, gemessen vom Rand der östlichen Baugrenze, für schutz-
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bedürftige Räume gewerblicher Nutzung (z.B. Büroräume, Ruheräume, o.ä.) die An-
forderungen an die Luftschalldämmung von Außenbau teilen für den Lärmpegelbe-
reich VI (gemªÇ DIN 4109, ĂSchallschutz im Hochbauñ, Ausgabe Januar 2018) ein-
zuhalten. In den übrigen Bereichen des Plangebiets sind für schutzbedürftige Räume 
gewerblicher Nutzung die Anforderungen an die Luftschalldämmung von Außenbau-
teilen für den Lärmpegelbereich V einzuhalten. Die einzuhaltenden Lärmpegelberei-
che sind in nachfolgendem Plan dargestellt. Der genaue Verlauf der Grenzen zwi-
schen den Lärmpegelbereichen ist der Planzeichnung zu entnehmen. 

 

Lärmpegelbereiche gemäß DIN 4109 (ohne Maßstab) 

Gemäß TA Lärm 7.4 sind Fahrzeuggeräusche auf dem Betriebsgrundstück sowie bei 
der Ein- und Ausfahrt, die in Zusammenhang mit dem Betrieb der Anlage entstehen, 
























































































